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§ 1 Versicherte Gefahren und Schäden
1 Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen,
die durch Bruch (Zerbrechen) zerstört oder beschädigt werden.
Die Leistung erfolgt in Naturalersatz, sofern sich aus § 7 Nr. 2
nichts anderes ergibt.

2 Die Versicherung erstreckt sich nicht auf
2.1 Beschädigungen von Oberflächen oder Kanten (z. B.
Schrammen, Muschelausbrüche);

2.2 Undichtwerden der Randverbindungen von Mehrscheiben-
Isolierverglasungen;

2.3 Schäden durch Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder
Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder seiner Ladung,
ferner nicht auf Schäden durch Löschen, Niederreißen oder Aus-
räumen bei diesen Ereignissen.

3 Die Versicherung erstreckt sich außerdem nicht auf Schäden
an versicherten Sachen und nicht auf versicherte Kosten, die
durch Kriegsereignisse jeder Art, innere Unruhen, Erdbeben
oder Kernenergie verursacht werden.

§ 2 Versicherte Sachen
1 Gebäude- und Mobiliarverglasungen
1.1 Gebäudeverglasungen sind fertig eingesetzte oder montier-
te Scheiben oder Platten aus Glas oder Kunststoff von Fenstern,
Türen, Balkonen, Terrassen, Wänden, Wintergärten, Veranden,
Loggien, Wetterschutzvorbauten, Dächern, Brüstungen, Sonnen-
kollektoren und Lichtkuppeln; Spiegel, die an Türen und direkt
an dem Gebäude befestigt sind; Glasbausteine, Profilbaugläser
und Bauelemente, die fest mit dem Gebäude verbunden sind.
Gebäudeverglasungen sind nur an ihrem bestimmungsgemäßen
Platz versichert.

1.2 Mobiliarverglasungen sind Scheiben oder Platten aus Glas
oder Kunststoff von Aquarien, Bildern, Schränken, Terrarien,
Vitrinen, Stand-, Wand- und Schrankspiegeln; Glasscheiben und
Sichtfenster von Öfen, Elektro- und Gasgeräten.

2 Aufgeklebte oder innenliegende Sprossen der Gebäudever-
glasung, sofern ein Versicherungsfall an der Verglasung selbst
vorliegt.

3 Duschkabinen (inklusive Rahmen).

4 Glaskeramikkochflächen (inklusive der Elektronik).

5 Nicht aus Glas bestehende Teile von Blei-, Messing-, Elektro-
lyt-, Elektrochrome- oder Eloxalverglasungen oder von transpa-
rentem Glasmosaik.
Voraussetzung ist, dass gleichzeitig ein ersatzpflichtiger Scha-
den durch Zerbrechen (§ 1 Nr. 1) an der zugehörigen Scheibe
vorliegt und entweder beide Schäden auf derselben Ursache
beruhen oder der Schaden an der Scheibe den anderen Scha-
den verursacht hat. Die Rahmen der Verglasungen sind nicht
Gegenstand der Versicherung.

6 Künstlerisch bearbeitete Glasscheiben, -spiegel und -platten.
Die Entschädigung ist auf 2.500 EUR je Versicherungsfall
begrenzt.

7 Abdeckungen von Schwimmbecken in Form von Scheiben
oder Platten aus Glas oder Kunststoff (inklusive Rahmen),
soweit sich der Versicherungsnehmer hiergegen nicht gesondert
versichern kann. Eine Entschädigung aus anderen Versicherun-
gen geht dieser Deckung vor (Subsidiärdeckung).

8 Nicht versichert sind Verglasungen von elektronischen Gerä-
ten, z. B. Displays von Smartphones, Laptops oder Pads oder
Scheiben von Fernsehgeräten, Bildschirmen u. ä. Außerdem
Sachen, die bereits bei Antragstellung beschädigt sind, sowie
Beleuchtungskörper.

§ 3 Versicherte Kosten
1 Der Versicherer ersetzt
1.1 Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsneh-
mer zur Abwendung oder Minderung des Schadens (§ 8 Nr. 2)
für geboten halten durfte;

1.2 Aufwendungen für das vorläufige Verschließen von Öffnun-
gen (Notverschalungen, Notverglasungen);

1.3 Aufwendungen für das Abfahren von Glas- und sonstigen
Resten zum nächsten Ablagerungsplatz und für das Ablagern
oder Vernichten (Entsorgungskosten).

2 Versichert sind auf Erstes Risiko Sonderkosten für Gerüste,
Kräne und Beseitigung von Hindernissen, die infolge eines Ver-
sicherungsfalls notwendig sind. Die Entschädigung hierfür ist
auf 2.500 EUR begrenzt.

§ 4 Versicherungsort; Wohnungswechsel
1 Versicherungsort
1.1 Versicherungsschutz besteht nur innerhalb des Versiche-
rungsortes.

1.2 Versicherungsort sind

1.2.1 die im Versicherungsvertrag bezeichneten und durch den
Versicherungsnehmer ständig bewohnten Wohngebäude oder
Räume von Wohngebäuden innerhalb der Bundesrepublik
Deutschland;

1.2.2 ein weiteres Ein-/Zweifamilienhaus (auch Ferienhaus)
und/oder eine weitere Wohnung im Mehrfamilienhaus (auch
Ferienwohnung) im In- oder Ausland.

Versicherungsschutz besteht nur, wenn der Versicherungsneh-
mer Eigentümer dieses Hauses/dieser Wohnung ist und ander-
weitige Versicherungen nicht in Anspruch genommen werden
können.

1.3 Zum Versicherungsort gehören zusätzlich die auf dem
jeweiligen Versicherungsgrundstück befindlichen Nebengebäude
bis 60 qm Grundfläche, sowie Gewächshäuser, Garagen und
Carports, sofern sie ausschließlich privat genutzt werden.

1.4 Vertragsgrundlage ist die Wohnfläche des Versicherungsor-
tes gemäß Nr. 1.2.1 in Quadratmetern. Die Angabe kann dem
Mietvertrag, dem Kaufvertrag oder den aktuellen Bauunterlagen
entnommen werden, wenn diese mit dem aktuellen Bauzustand
übereinstimmen.

1.5 Nicht zum Versicherungsort gehören gemeinschaftlich
genutze Räume eines Mehrfamilienhauses, z. B. Treppenhäuser,
Abstellräume und Waschküchen.

2 Wohnungswechsel
2.1 Im Falle eines Wechsels der in Nr. 1.2.1 genannten Woh-
nung des Versicherungsnehmers geht der Versicherungsschutz
auf die neue Wohnung über. Während des Wohnungswechsels
besteht Versicherungsschutz in beiden Wohnungen. Der Versi-
cherungsschutz in der bisherigen Wohnung erlischt jedoch spä-
testens 2 Monate nach Umzugsbeginn.
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2.2 Der Versicherungsnehmer hat den Wohnungswechsel nach
Beendigung des Umzugs dem Versicherer unverzüglich in Text-
form anzuzeigen. Die neue Wohnfläche ist in Quadratmetern
anzugeben.

2.3 Der Beitrag wird gegebenenfalls ab Beginn des Umzugs
dem neuen Versicherungsumfang angepasst.

§ 5 Beitrag; Beginn und Ende der Haftung
1 Fälligkeit von Beitrag und Folgen nicht rechtzeitiger Zahlung
Die Beiträge sind auf monatlicher Grundlage bemessen. Die
Versicherungsperiode (§ 12 Versicherungsvertragsgesetz
(VVG)) beträgt daher stets einen Monat. Die Beiträge sind ent-
sprechend der Versicherungsperiode als Monatsbeitrag zu ent-
richten, alternativ kann jedoch ein anderer Zahlungsrhythmus
(jährlich, halb- oder vierteljährlich) vereinbart werden. Für den
im Voraus entrichteten Jahresbeitrag wird ein entsprechender
Nachlass gewährt.

Der Beitragszeitraum richtet sich nach dem vereinbarten Zah-
lungsrhythmus.

Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungsteu-
er, die der Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz
bestimmten Höhe zu entrichten hat.

1.1 Erstbeitrag
Der erste oder einmalige Beitrag (Einlösungsbeitrag) ist unver-
züglich nach Abschluss des Versicherungsvertrages zu zahlen,
jedoch nicht vor dem mit dem Versicherungsnehmer vereinbar-
ten, im Versicherungsschein angegebenen Beginn der Versiche-
rung. Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach
dem in Satz 1 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der Versicherungs-
schutz erst, nachdem die Zahlung bewirkt ist.

1.2 Folgebeitrag
Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist,
am Monatsersten des vereinbarten Beitragszeitraums fällig.

1.3 Rechtzeitigkeit der Zahlung im Lastschriftverfahren
Ist die Einziehung des Beitrages von einem Konto vereinbart,
gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum Fällig-
keitstag eingezogen werden kann und der Versicherungsnehmer
einer berechtigten Einziehung nicht widerspricht.

Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungs-
nehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist die Zah-
lung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach
einer in Textform abgegebenen Zahlungsaufforderung des Ver-
sicherers erfolgt.

Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Ver-
sicherungsnehmer das SEPA-Lastschriftmandat widerrufen hat,
oder hat der Versicherungsnehmer aus anderen Gründen zu
vertreten, dass der Beitrag nicht eingezogen werden kann, ist
der Versicherer berechtigt, künftig Zahlung außerhalb des Last-
schriftverfahrens zu verlangen. Der Versicherungsnehmer ist
zur Übermittlung des Beitrages erst verpflichtet, wenn er vom
Versicherer hierzu in Textform aufgefordert worden ist.

2 Haftung
2.1 Die Haftung des Versicherers beginnt zu dem im Versiche-
rungsschein angegebenen Zeitpunkt, und zwar auch dann, wenn
zur Beitragszahlung erst später aufgefordert, der Beitrag (Einlö-
sungsbeitrag) aber ohne Verzug gezahlt wird. Ist dem Versiche-
rungsnehmer bei Antragstellung bekannt, dass ein Versiche-
rungsfall bereits eingetreten ist, so entfällt dafür die Haftung.

2.2 Abweichend von dem im Versicherungsschein angegebenen
Zeitpunkt beginnt der Versicherungsschutz bereits um 00:00
Uhr, wenn

- für das zu versichernde Risiko vor Beginn dieses Vertrages
gleichartiger Versicherungsschutz bei einem anderen Versi-
cherungsunternehmen (Vorversicherer) bestanden hat und

- der Versicherungsvertrag des Vorversicherers um 24:00 Uhr
des Tages endet, der vor dem im Versicherungsschein ange-
gebenen Vertragsbeginn liegt.

3 Dauer und Ende des Vertrages
3.1 Der Vertrag ist zunächst für die im Versicherungsschein
angegebene Zeit abgeschlossen.

3.2 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlän-
gert sich der Vertrag um eine weitere Versicherungsperiode,
wenn nicht dem Vertragspartner spätestens drei Monate vor
Ablauf eine Kündigung in Textform zugegangen ist.

Nach Ablauf kann der Vertrag unter Einhaltung einer Frist von
drei Monaten zum Ende der dann laufenden Versicherungsperi-
ode in Textform gekündigt werden.

3.3 Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der
Vertrag schon zum Ablauf des dritten Jahres unter Einhaltung
einer Frist von drei Monaten in Textform gekündigt werden;
maßgeblich für die Einhaltung der Frist ist der Zugang der Kün-
digung beim Vertragspartner.

4 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet
der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vorge-
sehenen Zeitpunkt.

5 Beitrag oder Geschäftsgebühr bei Widerruf
Übt der Versicherungsnehmer sein Recht aus, seine Vertragser-
klärung innerhalb von zwei Wochen zu widerrufen, hat der Ver-
sicherer nur den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfal-
lenden Teil des Beitrages zu erstatten. Voraussetzung ist, dass
der Versicherer in der Belehrung über das Widerrufsrecht auf
die Rechtsfolgen des Widerrufs und den zu zahlenden Betrag
hingewiesen und der Versicherungsnehmer zugestimmt hat,
dass der Versicherungsschutz vor Ende der Widerrufsfrist
beginnt.

Ist die Belehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der Versicherer
zusätzlich den für das erste Jahr gezahlten Beitrag zu erstatten;
dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer Leistungen aus
dem Versicherungsvertrag in Anspruch genommen hat.

6 Das Versicherungsverhältnis endet zwei Monate nach dem
Tod des Versicherungsnehmers, wenn nicht spätestens zu die-
ser Zeit ein Erbe die versicherte Wohnung in derselben Weise
wie der frühere Versicherungsnehmer nutzt.

§ 6 Anpassung der Versicherung
1 Die Haftung des Versicherers passt sich der Preisentwicklung
für Verglasungsarbeiten an; entsprechend verändert sich der
Beitrag.

2 Der Beitrag erhöht oder vermindert sich mit Beginn eines
jeden Versicherungsjahres entsprechend dem Prozentsatz, um
den sich die vom Statistischen Bundesamt veröffentlichten
Preisindizes für Verglasungsarbeiten verändert haben.

Für Wohnungen, Einfamilien- und Mehrfamiliengebäude gilt das
Mittel aus den Indizes für Einfamilien- und Mehrfamiliengebäu-
de. Der Veränderungsprozentsatz wird zum 1. Januar eines
jeden Jahres ermittelt und auf eine Stelle hinter dem Komma
gerundet. Maßgebend sind die für den Monat Mai veröffentlich-
ten Indizes.

3 Innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung über die
Erhöhung der Haftung des Versicherers und der damit verbun-
denen Anpassung des Beitrages kann der Versicherungsnehmer
durch Erklärung in Textform zum Anpassungszeitpunkt kündi-
gen. Zur Fristwahrung genügt die rechtzeitige Absendung. Die
Mitteilung des Versicherers, in der der Versicherungsnehmer
auf sein Kündigungsrecht hinzuweisen ist, muss diesem minde-
stens 1 Monat vor Wirksamwerden der Anpassung des Beitra-
ges zugehen.

4 Der Versicherer ist berechtigt und verpflichtet, den Beitrag
für bestehende Versicherungsverträge zu überprüfen und -
wenn die Entwicklung der Schadenaufwendungen es erforderlich
macht - an diese Entwicklung anzupassen.

Die durch gesetzlich vorgeschriebene Veränderung des
betriebsnotwendigen Sicherheitskapitals entstehenden Kapital-
kosten dürfen mit einberechnet werden. Veränderungen des
Gewinnansatzes und der Provisionssätze bleiben bei der
Anpassung außer Betracht.

Zur Ermittlung des Anpassungsbedarfs wird der Beitrag minde-
stens alle fünf Jahre - gerechnet ab 01.07.2018 - neu kalkuliert.

Die Neukalkulation berücksichtigt auf der Basis der bisherigen
Schadenentwicklung insbesondere die voraussichtliche künftige
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Entwicklung des Schadenbedarfs. Unternehmensübergreifende
Daten dürfen für den Fall herangezogen werden, dass eine aus-
reichende Grundlage unternehmenseigener Daten nicht zur Ver-
fügung steht.

4.1 Bei einer Abweichung ist der Versicherer zu Beginn jeder
Versicherungsperiode, zu der er ein ordentliches Kündigungs-
recht hat, berechtigt, die für bestehende Verträge geltenden Bei-
träge, auch soweit diese für erweiterten Versicherungsschutz
vereinbart sind, für die einzelnen Bestandsgruppen anzupassen,
wenn

4.1.1 die Abweichung auf Veränderungen der unternehmensbe-
zogenen Beitragsfaktoren beruht, die sich durch die Nachkalku-
lation ergeben haben und weder vorhersehbar noch beeinfluss-
bar waren und

4.1.2 die Abweichung mindestens 3 Prozent beträgt.

Der neue Beitrag ist unter Beachtung der anerkannten Grund-
sätze der Versicherungsmathematik und Versicherungstechnik
den neu ermittelten Werten angemessen anzupassen und darf
nicht höher sein als die Beiträge des Tarifs für neu abzuschlie-
ßende Verträge mit gleichen Tarifmerkmalen und gleichem
Deckungsumfang.

Ist der Beitragssatz nach der festgestellten Abweichung zu sen-
ken, so ist der Versicherer dazu verpflichtet.

4.2 Der neue Beitrag wird mit Beginn der nächsten Versiche-
rungsperiode wirksam. Für eine Beitragserhöhung gilt dies aber
nur, wenn der Versicherer dem Versicherungsnehmer die Bei-
tragserhöhung unter Hinweis auf den Unterschied zwischen
altem und neuem Beitrag einen Monat vor dem Zeitpunkt des
Wirksamwerdens mitgeteilt und ihn in Textform über sein Recht
nach 4.4 belehrt hat.

4.3 Sieht der Versicherer von einer Beitragserhöhung ab oder
führt sie nur zum Teil durch, kann die festgestellte Abweichung
bei der nächsten Anpassung berücksichtigt werden.

4.4 Bei Erhöhung der Beiträge kann der Versicherungsnehmer
den Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats nach Zugang
der Mitteilung des Versicherers mit sofortiger Wirkung, frühe-
stens jedoch zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Erhöhung
in Textform kündigen. Anderenfalls wird der Vertrag zu dem
geänderten Beitrag fortgeführt.

§ 7 Naturalersatz; Entschädigung; Unterversicherung; Garantien
1 Naturalersatz
Der Versicherer gewährt im Versicherungsfall eine Sachlei-
stung.

Sachleistung bedeutet, dass auf Veranlassung und Rechnung
des Versicherers die zerstörten oder beschädigten Sachen ent-
sorgt und in gleicher Art und Güte (Naturalersatz) an den Scha-
denort geliefert und eingesetzt werden.

2 Abweichende Entschädigungsleistung
2.1 Im Einvernehmen mit dem Versicherungsnehmer ersetzt der
Versicherer den Geldbetrag, welcher dem unter Nr. 1 beschrie-
benen Leistungsumfang entspricht.

2.2 Der Versicherer kann in Geld leisten, sofern eine Ersatzbe-
schaffung zu den ortsüblichen Wiederherstellungskosten nicht
möglich ist.

2.3 Die Mehrwertsteuer wird nicht ersetzt, wenn der Versiche-
rungsnehmer zum Vorsteuerabzug berechtigt ist; das Gleiche
gilt, soweit der Versicherungsnehmer Mehrwertsteuer tatsäch-
lich nicht gezahlt hat.

3 Unterversicherung
Wurden bei Antragstellung unrichtige Angaben gemacht oder
wurden spätere Änderungen nicht angezeigt, durch die ein zu
niedriger Beitrag erhoben wurde, so wird der Entschädigungs-
betrag in dem Verhältnis der angegebenen Wohnfläche zur tat-
sächlichen Wohnfläche nach folgender Berechnungsformel
gekürzt:

Entschädigung =  Schadenbetrag multipliziert mit der versicher-
ten Wohnfläche, dividiert durch die tatsächliche Wohnfläche.

4 Zum Naturalersatz gehören nicht Kosten, um die sich das Lie-
fern und Montieren von versicherten Sachen durch deren Lage
verteuert (§ 3 Nr. 2).

5 Ersetzt werden gemäß § 3 die notwendigen Kosten zur Zeit
des Eintritts des Versicherungsfalls. Bei Kosten gemäß § 3 Nr. 2
ist die Entschädigung auf 2.500 EUR je Versicherungsfall
begrenzt.

6 Für die Berechnung der Entschädigung versicherter Kosten
gemäß § 3 gelten Nr. 2.3 und Nr. 3 entsprechend.

7 GDV-Garantie
Der Versicherer garantiert, dass die Leistungsinhalte dieses
Vertrages ausschließlich zum Vorteil des Versicherungsnehmers
von denen, die der Gesamtverband der Deutschen Versiche-
rungswirtschaft (GDV) für die Glasversicherung (AGlB 2016,
Stand 13.11.2017) empfiehlt, abweichen.

8 Innovations-Garantie
Der Versicherer garantiert dem Versicherungsnehmer, dass
künftig verbesserte Inhalte dieser Versicherungsbedingungen
auch für diesen Vertrag gelten, soweit sie ausschließlich zum
Vorteil des Versicherungsnehmers abweichen.

Voraussetzung ist hierbei, dass diese Leistungserweiterungen
ohne Mehrbeitrag bei künftigen Versicherungsverträgen des
gleichen Produkts mitversichert sind.

9 Vorversicherer-Garantie
Waren im direkten Vorvertrag eines anderen Versicherers für
die gleichen versicherten Gefahren bessere Leistungen verein-
bart, sind diese auf Basis der Vertragsgrundlagen des Vorversi-
cherers mitversichert. Der Versicherungsnehmer muss sich im
Schadenfall darauf berufen und die Unterlagen zur Verfügung
stellen.

Diese Vereinbarung gilt für die Dauer des Vertrages, nicht wäh-
rend der Zeit einer Differenzdeckung, längstens für fünf Jahre.

Von dieser Vereinbarung ausdrücklich ausgenommen sind

- Vorsatz,
- berufliche und gewerbliche Risiken,
- Assistance- und sonstige versicherungsfremde Dienstleistun-

gen,
- Einschlüsse und/oder Leistungserweiterungen nach dem Prin-

zip der unbenannten Gefahren oder der Allgefahrendeckung.

§ 8 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers im Versiche-
rungsfall
Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt eines Versicherungs-
falls
1 den Schaden dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen;

2 den Schaden nach Möglichkeit abzuwenden oder zu mindern
und dabei die Weisungen des Versicherers zu befolgen; er hat,
soweit die Umstände es gestatten, solche Weisungen einzuho-
len;

3 dem Versicherer auf dessen Verlangen im Rahmen des
Zumutbaren jede Untersuchung über Ursache und Höhe des
Schadens und über den Umfang seiner Entschädigungspflicht zu
gestatten, jede hierzu dienliche Auskunft - auf Verlangen in
Textform - zu erteilen und die erforderlichen Belege beizubrin-
gen;

4 Veränderungen der Schadenstelle möglichst zu vermeiden,
solange der Versicherer nicht zugestimmt hat.

§ 9 Wegfall der Entschädigungspflicht
1 Führt der Versicherungsnehmer den Schaden vorsätzlich her-
bei, so ist der Versicherer von der Entschädigungspflicht frei.

2 Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob fahrlässig
herbei, so ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in
einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsneh-
mers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Der Versicherer
verzichtet bei grob fahrlässiger Herbeiführung des Versiche-
rungsfalls durch den Versicherungsnehmer auf den Einwand der
groben Fahrlässigkeit.

3 Versucht der Versicherungsnehmer, den Versicherer arglistig
über Tatsachen zu täuschen, die für den Grund oder für die
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Höhe der Entschädigung von Bedeutung sind, so ist der Versi-
cherer von der Entschädigungspflicht frei. Dies gilt auch, wenn
die arglistige Täuschung sich auf einen anderen zwischen den
Parteien über dieselbe Gefahr abgeschlossenen Versicherungs-
vertrag bezieht.

Ist eine Täuschung gemäß Abs. 1 durch rechtskräftiges Strafur-
teil wegen Betruges oder Betrugsversuches festgestellt, so gel-
ten die Voraussetzungen von Abs. 1 als bewiesen.

4 Die Bestimmung des § 15 VVG bleibt unberührt.

§ 10 Reparaturauftrag; Zahlung der Entschädigung
1 Bei Naturalersatz (§ 7 Nr. 1) ist der Reparaturauftrag unver-
züglich zu erteilen.

Für zerbrochene Fenster- und Türverglasungen der vereinbar-
ten Art und Größe darf der Versicherungsnehmer den Repara-
turauftrag im Namen des Versicherers an einen Verglasungsbe-
trieb vergeben.

Dabei muss er den Versicherer nennen, in dessen Namen er
den Auftrag erteilt. § 9 bleibt hiervon unberührt.

2 Ist die Entschädigung in Geld zu leisten (§ 7 Nr. 2), gilt:
2.1 Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen des
Versicherers zum Grunde und zur Höhe des Anspruchs abge-
schlossen sind. Der Versicherungsnehmer kann einen Monat
nach Meldung des Schadens den Betrag als Abschlagszahlung
beanspruchen, der nach Lage der Sache mindestens zu zahlen
ist.

2.2 Die Entschädigung ist, soweit sie nicht innerhalb eines
Monats nach Meldung des Schadens geleistet wird, seit Anzeige
des Schadens zu verzinsen. Der Zinssatz beträgt 4 %, soweit
nicht aus anderen Gründen ein höherer Zins zu entrichten ist.

2.3 Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben,
2.3.1 solange Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versi-
cherungsnehmers bestehen;

2.3.2 solange gegen den Versicherungsnehmer aus Anlass des
Versicherungsfalls ein behördliches oder strafgerichtliches Ver-
fahren aus Gründen eingeleitet worden ist, die auch für den Ent-
schädigungsanspruch rechtserheblich sind, bis zum rechtskräfti-
gen Abschluss dieses Verfahrens.

3 Der Lauf der Fristen gemäß Nr. 1 und Nr. 2.1 und 2.2 ist
gehemmt, solange infolge Verschuldens des Versicherungsneh-
mers der Reparaturauftrag nicht erteilt bzw. die Entschädigung
nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden kann.

§ 11 Rechtsverhältnis nach dem Versicherungsfall
1 Für die in gleicher Art und Güte ersetzten Sachen besteht der
Versicherungsvertrag unverändert fort. Werden Sachen nicht in
gleicher Art und Güte ersetzt, besteht Versicherungsschutz nur,
sofern dies vereinbart ist.

2 Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalls können sowohl
der Versicherungsnehmer als auch der Versicherer den Versi-
cherungsvertrag kündigen.

3 Die Kündigung ist in Textform zu erklären. Sie muss späte-
stens einen Monat nach Auszahlung der Entschädigung zuge-
hen.

4 Das Kündigungsrecht besteht auch, wenn die Entschädigung
aus Gründen abgelehnt wird, die den Eintritt des Versicherungs-
falls unberührt lassen.

5 Die Kündigung wird einen Monat nach ihrem Zugang wirk-
sam. Der Versicherungsnehmer kann bestimmen, dass seine
Kündigung sofort oder zu einem anderen Zeitpunkt wirksam
wird, jedoch spätestens zum Schluss des laufenden Versiche-
rungsjahres.

§ 12 Anzeigen; Willenserklärungen
Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen
sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im
Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig
bezeichnete Stelle gerichtet werden.

Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift
dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklä-
rung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist,
die Absendung eines eingeschriebenen Briefes an die letzte
dem Versicherer bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt drei
Tage nach der Absendung des Briefes als zugegangen. Dies gilt
entsprechend für den Fall einer Namensänderung des Versiche-
rungsnehmers.

§ 13 Gerichtsstand
1 Klagen gegen den Versicherer
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versiche-
rer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz
des Versicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag
zuständigen Niederlassung.

Ferner ist auch das Gericht zuständig, in dessen Bezirk der
Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Sitz,
den Sitz seiner Niederlassung oder seinen Wohnsitz oder, in
Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt
hat.

Verlegt jedoch der Versicherungsnehmer nach Vertragsschluss
seinen Sitz, den Sitz seiner Niederlassung, seinen Wohnsitz
oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Auf-
enthalt ins Ausland, sind die Gerichte des Staates zuständig, in
dem der Versicherer seinen Sitz hat.

2 Klagen gegen den Versicherungsnehmer
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versiche-
rungsnehmer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach
dem Sitz, dem Sitz der Niederlassung oder dem Wohnsitz des
Versicherungsnehmers; fehlt ein solcher, nach seinem gewöhnli-
chen Aufenthalt.

Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeitpunkt der
Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche
Zuständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen
den Versicherungsnehmer nach dem Sitz des Versicherers oder
seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlas-
sung.

§ 14 Schlussbestimmung
Soweit nicht in den Versicherungsbedingungen Abweichendes
bestimmt ist, gelten die gesetzlichen Vorschriften. Dies gilt ins-
besondere für die im Anhang aufgeführten Gesetzesbestimmun-
gen, die nach Maßgabe der Versicherungsbedingungen Inhalt
des Versicherungsvertrages sind.
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